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30. Jahrestag des „Radikalenerlasses“

DGB-Regionalvorsitzender Jürgen Höfflin erinnert an die Verabschiedung des "Radikalenerlasses" vor 30 Jahren und fordert Respekt vor demokratischen Grundrechten 

Vor 30 Jahren, am 28. Januar 1972, beschloss die Ministerpräsidentenkonferenz unter Vorsitz von Bundeskanzler Willy Brandt den sogenannten "Radikalenerlass": Zur Abwehr angeblicher "Verfassungsfeinde" sollten "Personen, die nicht die Gewähr bieten, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung einzutreten", aus dem Öffentlichen Dienst ferngehalten bzw. entlassen werden. Etwa 3,5 Millionen Bewerber und Anwärter wurden vom Verfassungsschutz auf ihre politische Zuverlässigkeit durchleuchtet. Es kam zu 11 000 offiziellen Berufsverbotsverfahren, 2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ablehnungen von Bewerbern und 265 Entlassungen. Diese Praxis wurde von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) scharf gerügt. Mit dem verfassungsfremden und zweifelhaften Kampfbegriff der "Verfassungsfeindlichkeit" wurden missliebige und systemkritische Organisationen und Personen an den Rand der Legalität gerückt, wurde die Ausübung von Grundrechten wie der Meinungs- und Organisationsfreiheit bedroht und mit Berufsverboten bestraft. Der "Radikalenerlass" diente der Einschüchterung von außerparlamentarischen Bewegungen und förderte Duckmäusertum statt Zivilcourage. 

Mit einer Informations- und Diskussionsveranstaltung am 25. Januar um 20.00 Uhr im DGB Haus, Hebelstr. 10 will der DGB zur Aufarbeitung der unseligen Gesinnungsverfolgung der 70er Jahre beitragen. Der DGB setzt sich für die völlige Rehabilitierung der zu Unrecht aus dem Öffentlichen Dienst entlassenen oder ferngehaltenen Betroffenen ein. Mit Blick auf die geplanten "Sicherheitspakete" zur Terrorismusbekämpfung warnt der DGB zugleich vor Überreaktionen, die zur Aufweichung des Rechtsstaates führen könnten. Die Erfahrungen mit den Folgen des "Radikalenerlasses" zeigen, dass die Einschränkung von demokratischen Grundrechten der politische Kultur des Landes schwerer Schaden zufügt. 

Bitte veröffentlichen sie den Termin auch in ihrem Veranstaltungskalender
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